
§ 6 des Gesetzes des Landes Sachsen-Anhalt vom
7. Februar 1948 über die Unterbrechung der Schwanger­
schaft.

Wird die Abtreibungshandlung durch den Tod der 
Schwangeren unterbrochen, so liegt keine vollendete, 
sondern nur eine versuchte Abtreibung vor.

OLG Halle, Urt. vom 14. August 1952 — 3 III a 
132,52.

Mit der Revision rügt die Angeklagte Fi. ihre Verurteilung 
■wegen Beihilfe zur gewerbsmäßigen Abtreibung. Sie führt 
aus, die Abtreibung sei nicht zur Vollendung gekommen. Eine 
Verletzung der inneren Organe und des Embryos habe nicht 
stattgefunden; der Tod der Leibesfrucht sei nur die zwangs­
läufige Folge des auf eine Luftembolie zurückzuführenden 
Todes der Schwangeren.

Aus den G r ü n d e n :
Die Angeklagte W. wurde im Falle der Irene F. 

wegen vollendeter gewerbsmäßiger Abtreibung in Tat­
einheit mit fahrlässiger Tötung verurteilt. Das schwur­
gerichtliche Urteil führt dazu aus:

„Der Einwand der Verteidigung, die Mitange­
klagte Fi. habe nur zu einer versuchten Abtrei­
bung beigeholfen, trifft nicht zu, da die Abtreibung 
an Irene F. vollendet ist. Im Zeitpunkt des Todes 
von Irene F. ist auch deren Leibesfrucht abgetötet 
worden. Die Abtreibung ist somit vollendet.“

Der erkennende Senat hat bereits in seiner Entschei­
dung 3 Ss 101/52 vom 5. Mai 1952 dargetan, daß nach 
dem allgemeinen Sprachgebrauch unter „Abtreibung“ 
und Tötung der Leibesfrucht einer „Schwangeren“ nur 
solche Fruchtabtreibungen verstanden werden können, 
welche durch Eingriff an einer l e b e n d e n  Schwange­
ren herbeigeführt werden. Ist die Schwangere bereits 
eine Leiche, so kann der Erfolg, den der Tatbestand 
des § 6 des Gesetzes über die Unterbrechung der 
Schwangerschaft voraussetzt, nicht mehr eintreten. Ist 
die Schwangere Irene F., wie das Schwurgericht fest­
gestellt hat, in dem gleichen Augenblick verstorben, 
in welchem das Leben ihrer Leibesfrucht erlosch, dann 
war es ihr eigener Tod, der auch das Leben des Embryos 
beendete. Von einem Erfolg des Eingriffs der Abtrei­
berin kann in einem solchen Falle aber nicht gesprochen 
worden; er hätte zu Lebzeiten der Schwangeren ein­
treten müssen.

Infolgedessen durfte in diesem Falle nur eine Ver­
urteilung der Angeklagten W. wegen versuchter ge­
werbsmäßiger Abtreibung in Tateinheit mit fahrlässiger 
Tötung erfolgen. Nach dem Ausgeführten läßt sich da­
her die erfolgte Verurteilung der Beschwerdeführerin 
wegen Beihille zur gewerbsmäßigen Abtreibung nicht 
halten, und insoweit liegt Verletzung materiellen Rechts 
vor, die zur Aufhebung des angefochtenen Urteils 
führen mußte.
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Berichtigung
In dem Beitrag von G ä h 1 e r „Praktische Folgerungen aus 

der Erkenntnis der realen Natur der Grundpfandrechte" in 
NJ 1952 Nr. 9 ist zu berichtigen:

1. Auf Seite 385, rechte Spalte. Anm. 7, Zeile 2 ist das Wort 
„Gesamtbetrag“ durch „Gesamtertrag“ zu ersetzen.

2. Auf Seite 386, rechte Spalte, Zeile 31 von oben, muß es 
heißen: „Dies muß auch gelten in den besonderen Fällen 
der . . .“.
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